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// Im Blickpunkth

Wie bereits in der letzten Ausgabe avisiert, hat die Europ�ische Bankenaufsicht (EBA) am 18.3.2011 die Kriterien f�r den

europ�ischen Bankenstresstest vorgelegt. Aus Deutschland werden die 13 gr�ßten Banken daran teilnehmen. Dies sind

die Deutsche Bank, die Commerzbank, die DZ und die WGZ Bank, sieben Landesbanken, die Deka-Bank sowie die Deut-

sche Pfandbriefbank. Michael Kemmer, Hauptgesch�ftsf�hrer des Bankenverbandes, erkl�rte hierzu: „Die Entscheidung der

EBA, im diesj�hrigen Bankenstresstest das Core Tier-1 Kapital zugrunde zu legen, ist aus Sicht der privaten Banken nicht

sachgerecht. Damit wird ein noch nicht g�ltiger Kapitalbegriff angewandt und so die Regeln von Basel III de facto vorge-

zogen. Aus gutem Grunde hatten sich die Aufsichtsbeh�rden aber f�r eine schrittweise Umsetzung der neuen Kapital-

definitionen entschieden. Es w�re daher sinnvoller, wenn der Test auch die Instrumente als Kernkapital anerkennt, die im

gestressten Zeitraum – also den Jahren 2011 und 2012 – g�ltig sind und f�r die Abdeckung potenzieller Verluste zur

Verf�gung stehen“ (www.bankenverband.de). Laut FAZ vom 19.3.2011, 12, m�ssen entscheidende Punkte beim Stresstest,

wie z.B. „die Definition des harten Eigenkapitals oder die Liste der teilnehmenden Banken“, noch gekl�rt werden. Die

Ergebnisse wolle die EBA „in den kommenden Wochen nachreichen“.

Gabriele Bourgon, Ressortleiterin Bilanzrecht und Betriebswirtschaft

St�ndige Mitarbeiter in Bilanzrecht und Betriebswirtschaft: Prof. Dr. Thomas Berndt (tb), St. Gallen; Prof. Dr. Michael Hommel, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Karlheinz K�ting, Saarbr�cken;
Georg Lanfermann, Berlin; Dr. Norbert L�denbach, D�sseldorf; Prof. Dr. Volker H. Peem�ller, Erlangen-N�rnberg; Prof. Dr. Jens W�stemann, M. S. G., Mannheim

Rechnungslegung
EFRAG: Diskussionsbericht zu

Finanzinstrumenten

-tb- Die European Financial Reporting Advisory

Group (EFRAG) hat einen „Feedback Report:

EFRAG-IASBDiscussion Forum on Financial Instru-

ments“ ver�ffentlicht. Das 19-seitige Dokument

fasst die Fragen und Antworten einer Ende Feb-

ruar abgehaltenen Diskussion mit Vertretern des

IASB zumHedge Accounting, Impairment und der

SaldierungvonFinanzinstrumenten zusammen.

Dar�ber hinaus hat die EFRAG ihre �bernahme-

empfehlung betreffend die �berarbeiteten Vor-

schriften von IFRS 7 „Financial Instruments:

Disclosures – Transfers of Financial Assets (the

Amendments)“ an die EU-Kommission versandt.

Die Texte sind abrufbar unter www.efrag.org.

DSR: Ergebnisse der 154. Sitzung

Der Ergebnisbericht der Sitzung des Deutschen

Standardisierungsrats (DSR) vom 3./4.3.2011 und

das aktuelle Arbeitsprogramm sind abrufbar

unter www.drsc.de.

DSR: Agenda f�r die 155. Sitzung

Die Agenda f�r die 155. Sitzung des DSR am 4./

5.4.2011 sowie weitere Informationen, u. a. Links

f�r die Anmeldung, finden Sie unter www.drsc.de.

V�B: Forderung nach Verzicht auf Nach-

erhebungspflicht bei der Bankenabgabe

Der Bundesverband�ffentlicher Banken Deutsch-

lands (V�B) fordert den Verzicht auf die im Kabi-

nettsentwurf der Restrukturierungsfonds-Verord-

nung vorgesehene Nacherhebungspflicht.

DerV�BsiehtdieGefahr, dassdieNacherhebungs-

pflicht die weitere Stabilisierung der Banken be-

hindert und deren k�nftige Ertrags- und Liquidi-

t�tsplanung erheblich einschr�nkt. Der Verband

sieht sowohl nach deutschemHandelsrecht (HGB)

als auch den internationalen Bilanzierungsvor-

schriften (IFRS) eine Verpflichtung der Banken,

�ber die Nacherhebungsbetr�ge eine R�ckstel-

lung zu bilden. Dies w�rde den Banken die Ge-

winnthesaurierung f�r die nach Basel III erforderli-

che Eigenkapitalst�rkung erheblich erschweren.

Außerdem w�rde es die Aussch�ttungsf�higkeit

der Banken an ihre Eigent�mer nachhaltig beein-

tr�chtigen. Deutsche Banken w�rden hierdurch

auch im internationalen Wettbewerb sp�rbar be-

nachteiligt.Diesenunerw�nschtenWirkungender

Nacherhebungspflicht k�nnederGesetzgebernur

durch einen vollst�ndigen Verzicht auf diese Maß-

nahmewirkungsvollbegegnen.

„Wir begr�ßen die Pressemeldungen zufolge ge-

�ußerte Kritik an der Nacherhebungspflicht aus

Bayern und aus Hessen“, sagte V�B-Sprecher Dr.

Stephan Rabe in Berlin. Der Verband gehe davon

aus, dass auch andere Bundesl�nder den voll-

st�ndigen Verzicht auf eine Nacherhebungs-

pflicht fordern werden.

Der Deutsche Bundestag wird die Restrukturie-

rungsfonds-Verordnung voraussichtlich am 8.4.

2011 beschließen. Der Bundesrat muss der Ver-

ordnung dann Ende Mai 2011 noch zustimmen.

Die im Kabinettsentwurf einer Restrukturierungs-

fonds-Verordnung der Bundesregierung vorgese-

hene Nacherhebung von Beitr�gen zum Restruk-

turierungsfonds bezieht sich auf den Differenz-

betrag zwischen dem Mindestbeitrag bzw. der

Zumutbarkeitsgrenze und dem errechneten Jah-

resbeitrag einer Bank. Zur Nacherhebung sollen

sowohl die Differenz zwischen dem Mindestbei-

trag von 5 % des Jahresbeitrags zum errechne-

ten Jahresbeitrag, als auch ein in einem Beitrags-

jahr �ber die Zumutbarkeitsgrenze von 15 % des

Jahres�berschusses hinausgehender Betrag

kommen. Dabei darf die Summe des aktuellen

Jahresbeitrags und der aus den Vorjahren stam-

menden Nacherhebungsbeitr�ge die Zumutbar-

keitsgrenze von 15 % nicht �bersteigen.
(www.voeb.de)

Wirtschaftspr�fung
PCAOB:StudiezuchinesischenReverseMerger

-tb- Das Office of Research and Analysis des Public

Company Accounting Oversight Board (PCAOB)

hat eine erste Studie ver�ffentlicht: Unter dem Ti-

tel „Activity Summary and Audit Implications for

Reverse Mergers Involving Companies from the

China Region (January 1, 2007 through March 31,

2010)“ werden die Ergebnisse und Implikationen

der wachsenden Bedeutung von Reverse Merger

in der Region beschrieben (pcaobus.org). Die An-

zahl der Reverse Merger �berstieg die Anzahl der

IPO inderRegionummehr alsdasDreifache.

HFA des IDW: Entwurf einer Neufassung

des IDW RS HFA 18

Die Verabschiedung des Entwurfs einer Neufas-

sung der IDW-Stellungnahme zur Rechnungsle-

gung „Bilanzierung von Anteilen an Personen-

handelsgesellschaften im handelsrechtlichen

Jahresabschluss (IDW ERS HFA 18 n. F.)“ durch

den Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der

Wirtschaftspr�fer (IDW) fand am 11.3.2011 statt.

Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)

bewirktedieAbl�sungdesTiming-Konzeptsdurch

das Temporary-Konzept, daher sind nunmehr

auch sog. quasi-permanente Differenzen bei der

Bilanzierung latenter Steuern zu ber�cksichtigen.

Mithin sind grunds�tzlich auch auf Ebene eines bi-

lanzierenden Gesellschafters einer Personenhan-

delsgesellschaft latente Steuern zu ber�cksichti-
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